
Fraktion FUCHS in der Gemeindevertretung Mühltal

Die Fraktion FUCHS in der Gemeindevertretung Mühltal hat die folgenden Anfragen an die
Verwaltung der Gemeinde Mühltal, für deren ganz kurzfristige Beantwortung vorab gedankt

wird:

Gartengelände Höllspitz

Vorbemerkung:

Für die Kleingärten am Vogelteich, "Höllspitz", soll unter Drucksache 2022/061 ein
Bebauungsplan erlassen werden. Unter dem 23. Mai 2022 wurden dazu mehrere Anfragen an
die Verwaltung der Gemeinde Mühltal gestellt, die am 25. Mai 2022 teilweise beantwortet
wurden. Daraus geht zunächst hervor, daß die gemeindeeigenen Teile des in Rede stehende
Geländes von der Gemeinde Mühltal in Verträgen selbst bereits als "Kleingarten" bezeichnet
wurden. Darüber hinaus wird insbesondere auf die Begründung zum Bebauungsplan sowie
darauf verwiesen, daß bereits 1992 für das Areal ein Bebauungsplan erstellt werden sollte,

wonach indes nicht gefragt wurde. Daraus ergeben sich die folgenden Nachfragen, die wir
ganz kurzfristig zu beantworten bitten:

1. Sieht die Verwaltung nicht einen Widerspruch in ihrer Antwort vom 25. Mai 2022 auf die
am 23. Mai 2022 gestellte Frage 1, soweit sie einerseits annimmt, es könne offenbleiben, ob

Bestandsschutz vorliege, andererseits aber behauptet, es gebe dort "illegale Bauten"?

2. In der gemeindlichen Begründung für das "Erfordernis" eines Bebauungsplanes heißt es an
insoweit zentraler Stelle, daß es darum gehe, "ungenehmigte Kleinbauten und Gärten im
Außenbereich durch einen Bebauungsplan zu legalisieren." Dazu bestehen die folgenden
Fragen:

a) Reicht es nach Auffassung der Verwaltung aus, daß ein Bau oder eine andere Anlage nicht

genehmigt wurden, um zwingend davon auszugehen, diese seien illegal?

b) Wie geht die Verwaltung insoweit mit baulichen Anlagen um, die zu einer Zeit entstanden
sind, als es für diese Anlagen (noch) kein Genehrnigungserfordernis gab?

c) Beabsichtigt die Verwaltung, diesen von ihr offenbar vermuteten Grundsatz, wonach von
einer nicht vorhandenen Genehmigung auf Illegalität geschlossen wird, auch vollumfänglich

bei allen anderen baulichen Anlagen, für welche die gleichen Voraussetzungen gegeben sind,
anzuwenden und auch hier Bebauungspläne als zwingende nachträgliche baurechtliche
Erfordernisse einzufordern?
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3. Kann aus dem beabsichtigten Erlaß eines Bebauungsplanes im Jahr 1992 in rechtlicher

Hinsicht zwingend geschlossen werden, daß für die aktuelle Bebauung kein Bestandsschutz

besteht?

4. Ist es möglich, daß ein Bebauungsplan 1992 aus Gründen beschlossen werden sollte, die
nicht in einer nachträglichen Legalisierung der Anlagen zu suchen sind?

5. Ist aus dem Umstand, daß die Rechtsproblematik des Gebietscharakters und der dort
vorhandenen Nutzung und Bebauung seit spätestens 1992 bekannt und entsprechend
behördlich geprüft wurde, wobei sogar ein Bebauungsplan in Betracht gezogen wurde, der
aber gerade nicht weiter verfolgt wurde, nicht vielmehr zu schließen, daß ein Bebauungsplan

nicht erforderlich ist, um den Bestand zu schützen, zumal auch keine behördlichen Aktivitäten
ins Leben gerufen wurden, um die spätestens seit 1992 auch behördlich bekannte Bebauung
zu untersagen?

6. Sollte die Verwaltung an ihrer Auffassung festhalten, wonach die Kleingärten aktuell
rechtswidrig seien: Hat die Verwaltung hierzu die insoweit einschlägige obergerichtliehe und
höchstrichterliche Rechtsprechung vollständig beachtet und falls ja, auf welche
Rechtsprechung konkret stützt sie sich dabei?

7. Sollte die Verwaltung an ihrer Auffassung festhalten, wonach die Kleingärten aktuell
rechtswidrig seien: Hat die Verwaltung hierzu ein qualifiziertes Rechtsgutachten eingeholt?

Falls ja, wird darum gebeten, dieses der Gemeindevertretung vorzulegen.

8. Sollte die Verwaltung an ihrer Auffassung festhalten, wonach die Kleingärten aktuell
rechtswidrig seien: Welche Behörde, die aktuell dafür Kapazitäten hätte, wäre für eine
Untersagung der aktuellen Nutzung zuständig und wurde dieses Thema mit der dafür
zuständigen Behörde bereits erörtert?

9. Ist die Verwaltung auf einen Akteneinsichtsausschuß LS.d. § 50 Abs. 2 S. 2 HGO
vorbereitet, um beispielsweise die von der Verwaltung in dieser Sache zuletzt unterlassenen
Antworten zu ermitteln?
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